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WETTER: regnerisch

Schafft die Deutsche Bank im Coro-
na-Jahr die Trendwende? Die jüngs-
ten Zahlen nähren den Optimismus.
Allerdings läuft es nicht in allen Be-
reichen gut. Wirtschaft

Trendwende in Sicht

Zombies verhalten sich komisch
und gegen Vampire hilft angeblich
ein Knöllchen. Stimmt das denn
überhaupt? Forscher haben genau
hingeschaut. Blick in die Welt

Faktencheck vor Halloween

Dieter Hermann hat für die Stadt
ein Sicherheitskonzept erstellt. Im
Interview spricht der Kriminologe
über die Sicherheitslage in Karlsru-
he und die Furcht vor Kriminalität.

Kriminologe im Interview

Sensibilisiert durch Corona wollen
sich viele Menschen gegen Grippe
impfen lassen. Erste Engpässe sind
die Folge. Das könnte auch mit dem
Wetter zu tun haben. Südwestecho

Impfstoff-Engpass

Thomas Hengelbrock bietet in
Baden-Baden ein Brahms-Pro-
gramm – und dies in Zeiten, in denen
die Kultur durch die Coronavirus-
Pandemie zu kämpfen hat. Kultur

Auftritt im Festspielhaus

Borussia Dortmund hat seinen
Champions-League-Fehlstart kor-
rigiert und gegen Zenit St. Peters-
burg 2:0 gewonnen. RB Leizig ging
bei Manchester United unter. Sport

BVB mit mühevollem Sieg

Tag 6°/14°

Nacht 10°/8°

Wetterkarte und den ausführlichen
Bericht finden Sie auf Seite 28.

Mit Bagger und Holzhacker lichten
Arbeiter die Bäume entlang von
Straßen. Den Preis für eine erhöhte
Verkehrssicherheit zahlen Insekten,
Vögel und Pflanzen.

Verschiedene Interessen

IM LOKALTEIL

HEUTE AKTUELL

Washington (dpa). Weniger als eine Wo-
che vor der Präsidentenwahl in den USA
haben bereits mehr als 71 Millionen Bür-
ger ihre Stimme abgegeben. Das ent-
spricht mehr als der Hälfte (51,6 Prozent)
aller Stimmen, die bei der Wahl vor vier
Jahren insgesamt abgegeben wurden,
wie am Mittwoch aus Daten des U.S.
Elections Project des Politikwissen-
schaftlers Michael McDonald von der
Universität Florida hervorging. 2016
nahmen der Wahlkommission FEC zu-
folge rund 137 Millionen Amerikaner an
der Bundeswahl teil.

In den meisten Bundesstaaten und der
Hauptstadt Washington können Wähler
ihre Stimmen vor dem eigentlichen
Wahltag am 3. November abgeben – per
Brief oder persönlich. In den umkämpf-
ten Bundesstaaten Texas, North Carolina
und Florida haben schon besonders viele
Wähler abgestimmt.

Der Politologe Stephan Bierling sagte
im Interview mit dieser Zeitung, Heraus-
forderer Joe Biden sei bei der anstehen-
den Wahl haushoher Favorit. Ein Sieg
Donald Trumps wäre seiner Einschät-
zung zufolge eine noch größere Überra-
schung als 2016 – aber dennoch möglich.
Dem Amtsinhaber gelinge es schließlich
nach wie vor, die eigene Wählerbasis zu
mobilisieren. ■� Sonderseite

Viele haben
schon gewählt

Berlin (lan/lsw). Kontaktbeschränkun-
gen, Geisterspiele, geschlossene Restau-
rants: Bund und Länder haben am Mitt-
woch neue Corona-Regeln beschlossen,
die sich nur in einigen Punkten von dem
harten Lockdown im Frühjahr unter-
scheiden. Im Gegensatz zu den früheren
Maßnahmen sollen beispielsweise Schu-
len und Kitas möglichst geöffnet bleiben.
Im Sport und in der Gastronomie jedoch
gelten erneut harte Regeln. So müssen
Gaststätten schließen und Sportveran-
staltungen ohne Zuschauer auskommen.
Der Kontakt zu anderen Menschen wird
massiv eingeschränkt. Die zusätzlichen
Maßnahmen treten bundesweit am Mon-
tag in Kraft und gelten bis Ende Novem-
ber, wie Kanzlerin Angela Merkel zum
Abschluss der Beratungen erklärte. Nach
zwei Wochen werden die Einschränkun-
gen überprüft und notfalls verschärft.

Merkel begründete die teils heftigen Ein-
schnitte mit den stark gestiegenen Infekti-
onszahlen. Wenn es so weitergehe, komme
„das Gesundheitssystem an die Grenzen
seiner Leistungsfähigkeit“, sagte sie. Eine
„nationale Gesundheitsnotlage“ müsse
vermieden werden. „Das heißt, die Kurve
muss wieder abflachen“, mahnte die
CDU-Politikerin. Deshalb brauche man
nun „eine nationale Kraftanstrengung“.

Merkel räumte ein, dass es sich um „har-
te und belastende Maßnahmen“ handele.
Der bayerische Ministerpräsident Mar-
kus Söder äußerte sich ähnlich und sprach
von einem „schwierigen Tag, an den wir
uns alle noch lange erinnern werden“. Zu
den harten Einschnitten gebe es keine Al-
ternative, sagte der CSU-Chef. „Je länger
wir warten, desto schwieriger wird es“,
betonte Söder und erklärte: „Das bisher
Getane reicht nicht. Wir müssen mehr
tun.“ Das gelte vor allem für die Reduzie-
rung der Kontakte. Was jetzt beschlossen
worden sei, gelte nur für vier Wochen. Es
handele sich nicht um eine „Dauerschlei-
fe“, sondern man habe jetzt die Chance,
„gut über den Winter zu kommen“.

„Die Lage hat sich dramatisch zuge-
spitzt“, sagte am Abend der baden-würt-
tembergische Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne). Er forderte
dazu auf, die sozialen Kontakte ab sofort
um 75 Prozent zu reduzieren und nicht
bis zum kommenden Montag zu warten.

Das Robert Koch-Institut vermeldete
am Mittwoch den Rekordwert von fast
15.000 Neuansteckungen. Die Verdoppe-
lungsrate stieg rasant und liegt deutlich
höher als im Frühjahr. Gleichzeitig wird
die Kontaktnachverfolgung immer
schwieriger, wie Merkel betonte. Die Bür-
ger sollen sich deshalb draußen nur noch
mit einem weiteren Hausstand und höchs-
tens zehn Personen treffen dürfen. Feiern
in Wohnungen sind demnach „inakzepta-
bel“. Auf private Reisen soll möglichst
verzichtet werden. Der Freizeit- und
Amateursportbetrieb muss schließen, nur
der Individualsport – allein, zu zweit oder
mit dem eigenen Hausstand – bleibt
erlaubt. ■� Kommentar, Sonderseiten

Lockdown
ab Montag

Graz (dpa). Angst vor Thunfisch-
Knappheit in der Corona-Krise hat
einen Mann in Österreich nach eige-
nen Angaben zum Ladendiebstahl
bewegt. Mehr als 100 Thunfischdo-
sen fanden Polizisten im Auto des
Mannes, nachdem eine Ladende-
tektivin ihn am Dienstag in einem
Supermarkt nahe Graz ertappt hat-
te. „Der Verdächtige gab zu seiner
Rechtfertigung an, dass er Thun-
fischliebhaber sei“, teilte die Polizei
am Mittwoch mit. Ermittlungen
hätten ergeben, dass der 50-Jährige
in neun Supermärkten auf Diebes-
tour unterwegs gewesen sei.

Ladendieb
hamstert Thunfisch

Karlsruhe/Stuttgart. Viereinhalb Mo-
nate vor der Landtagswahl haben nur
zehn Prozent der erwachsenen Bevölke-
rung eine gute Meinung von CDU-Spit-
zenkandidatin Susanne Eisenmann, aber
30 Prozent eine schlechte – und bei der

Mehrheit ist die He-
rausforderin von Mi-
nisterpräsident Win-
fried Kretschmann
(Grüne) wenig oder
überhaupt nicht be-
kannt. Zu diesem Er-
gebnis kommt der
Baden-Württem-
berg-Check, die re-
präsentative ge-
meinsame Umfrage
der Tageszeitungen

im Südwesten. 45 Verlage, die eine Ge-
samtauflage von 1,6 Millionen Exempla-
ren erreichen, kooperieren dafür mit dem
Institut für Demoskopie Allensbach. 

Genau 60 Prozent der befragten Bürger
müssen passen, wenn sie ein Urteil über
die 55-jährige Kultusministerin abgeben
sollen – obwohl die Schulpolitik in der
Corona-Krise permanent im Fokus steht.

Rund ein Drittel der Befragten gibt an:
„Ich kenne Susanne Eisenmann nicht.“ 

Bis zur Landtagswahl im März 2021
werden die Meinungsforscher im Auftrag
der baden-württembergischen Verlage
nun monatlich die Stimmungslage der
Bürger ergründen. Große Sorgen vor ei-
ner Corona-Infektion treiben aktuell 32
Prozent der Erwachsenen um. Bei den
Älteren ab 60 Jahren sind es 38 Prozent.

Im Mittelpunkt des ersten Teils der Um-
frageserie steht das Corona-Krisenma-
nagement der Schulen – und dafür verge-
ben die Baden-Württemberger deutlich
schlechtere Noten als für die gesamte Ar-
beit der Landesregierung. Große Defizite
sehen Familien bei der technischen Aus-
stattung der Schulen, auch Unterrichts-
ausfälle gelten als ernstes Problem. Das
fällt offensichtlich auf die Person Eisen-
manns zurück. Bei den Vätern und Müt-
tern ist die Kultusministerin zwar etwas
bekannter als bei der Gesamtbevölke-
rung, doch ihre Beliebtheit steigert es in
dieser Gruppe nur minimal: 14 Prozent
der Eltern haben eine gute Meinung von
Eisenmann, 39 Prozent verneinen dies. 

Die Frage, ob das Home-Schooling
funktionierte, spaltet die Eltern im We-
sentlichen in zwei Lager.

■� Kommentar, Sonderseite, bnn.de

Schlechte Noten: 
Die Schulpolitik 
bewerten die Bürger
in der Corona-Krise
deutlich negativer 
als die gesamte 
Regierungsarbeit. 
Foto: Adobe Stock

Kritik an Schulpolitik

Von unserem Redaktionsmitglied
Elvira Weisenburger

Baden-Württemberg-Check: Zehn Prozent mögen Eisenmann

BaWü-

Check

Wenig bekannt: Zu Susanne Eisenmann,
Kultusministerin und CDU-Spitzenkandida-
tin, hat die Mehrheit der Bürger noch keine
Meinung. Foto: Thomas Koehler/imago

Karlsruhe/Pforzheim. Am Städtischen
Klinikum Karlsruhe gilt ab diesem Don-
nerstag wieder ein Besuchsverbot. Die
Maßnahme soll in Zeiten des Corona-
virus dem Infektionsschutz dienen, wie
die Verantwortlichen bei einem Presse-
gespräch am Mittwoch erklärten. 

Demnach geht das Karlsruher Klini-
kum mit verhaltenem Optimismus in die
zweite Corona-Welle. Die Maximalver-
sorgung aller schwer Kranken sei auch
bei einem sehr starken Anstieg der Co-
vid-19-Fallzahlen garantiert, versprach
der neue medizinische Geschäftsführer
Michael Geißler. 

Besuchsverbote gibt es bereits seit Mit-
te Oktober an den beiden großen Pforz-
heimer Kliniken Helios und Siloah. Im
Siloah sind Ausnahmen „nur in begrün-
deten Fällen“ möglich, heißt es. In der
Geburtsklinik werden keine Familien-

zimmer mehr angeboten, bei der Geburt
dürfen Väter aber weiterhin dabei sein.
Bei Helios gibt es Ausnahmen für Besu-
cher bei im Sterben liegenden Patienten,
bei Patienten mit einer schwierigen Be-
treuungssituation und bei Kindern.

Das Klinikum Mittelbaden verzichtet
derzeit auf Besuchsverbote. Am Eingang
zum Krankenhaus in Baden-Baden-Balg
ermittelt eine Wärmebildkamera binnen
Sekunden die Körpertemperatur von Be-
suchern und einbestellten Patienten. Ist
diese erhöht, wird der Zugang verwehrt.
Auch das Krankenhaus in Rastatt soll in
den kommenden Wochen eine Wärme-
bildkamera erhalten.

Der Klinikverbund in der Ortenau
bleibt bei seiner Regel: Jeder Covid-19-
freie Patient darf pro Tag zwischen 15
und 18 Uhr eine Person als Besucher
empfangen. Diese müssen sich per App
oder an der Pforte anmelden. Eine Ände-
rung sei nicht geplant, sagt ein Klinik-
sprecher auf Anfrage. ■� Lokales

Stopp: Besuche sind in vielen Kliniken ver-
boten. Foto: Arnulf Hettrich/imago images

Maßnahme soll Infektionsschutz dienen / Ausnahmen in der Region

Kliniken schließen für Besucher

Von Rupert Hustede, René Ronge,
Michael Moos und Michael Rudolphi
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Gut viereinhalb Monate vor der Land-
tagswahl in Baden-Württemberg kämpft
die Regierungspartei CDU um die Rück-
kehr in die Staatskanzlei. Im Moment
sind ihre Chancen eher mäßig. Das liegt
nicht allein an der Strahlkraft des grünen
Landesvaters Kretschmann, die zwar
nach zwei Amtszeiten schwindet, aber
immer noch dominant ist. Es liegt auch
an den Handicaps seiner Herausforderin
Susanne Eisenmann, wie die aktuelle
Umfrage der baden-württembergischen
Tageszeitungen deutlich aufzeigt. Die
55-jährige braucht nach der aktuellen
Ausgangslage schon einen Lucky
Punch, also einen äußerst glücklichen
K.-o.-Schlag, um
den amtierenden
Regierungschef auf
die Bretter zu schi-
cken. Unmöglich ist
der Knockout nicht,
aber als Kultusministerin und Juniorpart-
nerin im Kabinett Kretschmann kassiert
Christdemokratin Eisenmann aktuell
selbst zu viele politische Wirkungstreffer.
Die frühere Stuttgarter Kultur-Bürger-
meisterin ist in der Bevölkerung zu unbe-
kannt und zu unbeliebt. 

Eine Trendumkehr bei diesen für eine
Wahlentscheidung wichtigen Kennzah-
len liegt schon deshalb in weiter Ferne,
weil die Corona-Pandemie zwangsläufig
am Lack aller Kultusminister kratzt. Bei
zahlreichen Eltern liegen die Nerven
blank, und dafür machen sie häufig und
automatisch den jeweiligen Amtsinhaber
verantwortlich. Ob das jetzt die Unter-
richtsausfälle, die mangelnde Digitalaus-
stattung der Klassen oder die Probleme
bei der Kinderbetreuung sind, ist am En-
de egal. Die Schuld dafür trifft nach Mei-
nung vieler Eltern und damit vieler Wähler
die verantwortlichen Politiker. Insofern
hat Eisenmann den denkbar schlechtes-
ten Job, um vom Souverän ins Amt der

Landesmutter gehievt zu werden. Hinzu
kommt ein mehr oder wenig konstanter
Fünf-Prozent-Abstand zwischen den
Grünen und dem Juniorpartner CDU in
den meisten Umfragen der vergangenen
Monate. 

Natürlich sind Umfragen immer nur Mo-
mentaufnahmen, und bis zum 14. März
2021 fließt noch viel Wasser den Rhein hi-
nunter. Zudem gibt es noch andere The-
menfelder als die Schulpolitik, bei denen
die Christdemokraten traditionell besser
punkten – zum Beispiel die Innere Sicher-
heit und die Wirtschaftspolitik. Aber ge-
nau hier zeigt sich das Problem des
CDU-Lagers ganz deutlich, weil die Kri-

minalität in Lock-
down-Zeiten keine
große Rolle spielt
und sich die Wirt-
schaftsthemen fast
ausschließlich um

Corona-Hilfen drehen. Zudem wird sich
der Wahlkampf wegen der Corona-Pan-
demie deutlich verändern – weg von
Großveranstaltungen hin zu digitalen
Events. Ob dies allerdings Susanne Ei-
senmann hilft, gegen den populären Lan-
desvater Kretschmann zu punkten, ist
mehr als fraglich. Denn die Grünen sind
bei der Digitalisierung ihrer Parteistruktu-
ren schon immer Vorreiter gewesen,
während sich die Christdemokraten pa-
rallel dazu mit Vorbehalten ihrer meist
deutlich älteren Parteigänger gegen die
digitale Kommunikation herumschlagen
mussten. Zu den Handicaps von Eisen-
mann zählen auch die auf die lange Bank
geschobene Wahl des Bundesvorsitzen-
den und ihr angespanntes Verhältnis
zum CDU-Landesvorsitzenden Thomas
Strobl. Unter dem Strich also ziemlich
düstere Aussichten für die Wahlkämpfe-
rin Eisenmann. Sie muss jetzt schleu-
nigst aus der Deckung kommen und ei-
gene Treffer landen.

Schlechte Ausgangslage
RAINER HAENDLE

CDU-Spitzenkandidatin 
hat einige Handicaps

KOMMENTARE

Die Lage ist ernst. Das Corona-Virus,
das im Sommer auf dem Rückzug
schien, ist mit aller Wucht zurückgekehrt.
Als Bundeskanzlerin Angela Merkel vor
einiger Zeit mahnte, die Zahl der Neuin-
fektionen könne bis Weihnachten auf
19.200 pro Tag ansteigen, wurde sie
noch verspottet und verlacht. Doch be-
reits jetzt gibt es 15.000 Neuinfizierte –
und bis Weihnachten sind es noch acht
Wochen. Gleichzeitig steigt die Zahl der
Patienten in den Intensivstationen und
der Toten. 

Angesichts dieser
Entwicklung ziehen
Bund und Länder in
einem radikalen
Schritt die Not-
bremse. Die Politik kapituliert vor dem Vi-
rus. Da alle bisherigen Maßnahmen die
exponentielle Ausbreitung nicht verhin-
dern konnten, werden weite Teile des öf-
fentlichen Lebens heruntergefahren. Be-
reits ab Montag schließen für vier
Wochen alle Bars, Clubs, Diskotheken,
Kneipen und Restaurants, zudem auch
Theater, Opern und Konzerthäuser. Den
Freizeit- und Amateursport trifft es eben-
so wie Fitnessstudios, Messen, Kinos.
Freizeitparks, Bordelle und Spielhallen.
Und in der Öffentlichkeit gelten strenge
Kontaktbeschränkungen. 

Es gilt die Devise: Lieber sofort und hart
als halbherzig oder zu spät. Denn es
droht der Kontrollverlust. Ab 20.000
Neuinfizierten sind die Gesundheitsäm-
ter nicht mehr in der Lage, die Infektions-
wege zu verfolgen. Und spätestens in

sechs Wochen wären alle 30.000 Inten-
sivbetten im Lande belegt. Der abrupte
Wellenbrecher-Lockdown soll nicht nur
Weihnachten, sondern auch das Weih-
nachtsgeschäft retten. Pünktlich zum 1.
Advent laufen die Einschränkungen aus. 

Doch der Preis ist hoch. Eine Minder-
heit, lautstark noch dazu, bezweifelt die
Sinnhaftigkeit der Maßnahmen und
macht in den sozialen Netzwerken wie
auf der Straße mobil. Ihr Widerstand fällt
auf fruchtbaren Boden. Besonders hart

trifft der zweite
Lockdown die
Gastronomie, die
Kultur und die Ver-
anstaltungsbran-
che. Absehbar ist,

dass viele Betriebe in finanzielle Not ge-
raten und die zweite Schließung nicht
überstehen werden. Zwar will Finanzmi-
nister Olaf Scholz nochmals Milliarden
locker machen, um die gröbsten Proble-
me zu lindern, doch das wird nicht rei-
chen, um alle Betriebe zu retten. Es ist
nur eine Frage der Zeit, bis es zu Insol-
venzen in größerem Umfang und zu ei-
nem Anstieg der Arbeitslosenzahlen
kommt – eine Gefahr für den sozialen
Frieden im Land. 

Und was, wenn auch der Wellenbrecher
nicht reicht? Wenn sich das Virus nicht
bezwingen lässt? Wenn es länger dauert,
bis ein Impfstoff zur Verfügung steht?
Man will gar nicht daran denken. Ein Vi-
rus, winzig klein und ohne Wirt nicht le-
bensfähig, zwingt den Menschen in die
Knie und zeigt ihm seine Grenzen auf.

Die Notbremse
MARTIN FERBER

Der Lockdown soll das
Weihnachtsgeschäft retten

Berlin (dpa). Die Freiheit der Religions-
ausübung und der Weltanschauung gerät
nach einem neuen Bericht der Bundesre-
gierung weltweit zunehmend unter
Druck. Dabei seien Christen als Angehö-
rige der zahlenmäßig größten Glaubens-
gemeinschaft besonders betroffen, aber
auch Angehörige anderer Religionen,
stellt der am Mittwoch in Berlin veröf-
fentlichte 2. Bericht der Bundesregie-
rung zur weltweiten Lage der Religions-
freiheit fest. „Religionsfreiheit ist ein
fundamentales Menschenrecht. Drei von
vier Menschen leben in einem Land, das
ihre Religions- oder Weltanschauungs-
freiheit einschränkt“, sagte der Bundes-
beauftragte für weltweite Religionsfrei-
heit, Markus Grübel, bei der Vorstellung
des Berichts.

Der Bericht verweist auf Zahlen, nach
denen 52 Regierungen einer oder mehre-
ren Religionsgemeinschaften hohe oder
sehr hohe Einschränkungen auferlegen.
Die Zahl der Länder, in denen Menschen
Feindseligkeiten im Zusammenhang mit
Religion erleben, sei von 2007 bis 2017
von 39 auf 56 Staaten gestiegen. Athe-
isten würden in 23 Staaten diskriminiert
oder verfolgt. Die Bundesregierung hatte

ihren ersten Bericht zu dem Thema 2016
vorgelegt. Die nun verfügbaren Zahlen
sind teils bereits aus dem Jahr 2017.

Der neue Bericht identifiziert drei Pro-
blemfelder: Gesetze gegen Gottesläste-
rung („Blasphemie“) und den Wechsel
der Religion („Anti-Konversionsgeset-
ze“) erweisen sich demnach unter dem
Vorwand des Schutzes der Freiheit von
Religion und Weltanschauung oft als
Einfallstor von Einschränkungen. Digi-
tale Kommunikation und Anstiftung zu
religiösem Hass über das Internet seien
von zunehmender Relevanz. Außerdem
werde auf internationaler Bühne das
Thema Bildung und Beschränkungen für
religiöse Gruppen zu wenig thematisiert.

„Herausforderungen“ in

Deutschland zu beobachten

Religions- und Weltanschauungsfrei-
heit steht in einem „unauflöslichen Zu-
sammenhang mit den anderen Men-
schenrechten“, könnten aber gleichwohl
„im Spannungsverhältnis mit anderen
Rechten stehen – etwa dem der Mei-
nungsfreiheit“, heißt es in dem Bericht.

Der Vorsitzende der Kommission Welt-
kirche der Deutschen Bischofskonfe-
renz, Erzbischof Ludwig Schick (Bam-
berg), begrüßte verstärkte Bemühungen

seitens der Bundesregierung und der Eu-
ropäischen Union um die Religionsfrei-
heit. „Wenn Religionsfreiheit vorhanden
ist, dann ist auch Frieden vorhanden“,
sagte er.

Während in Deutschland die Religions-
und Weltanschauungsfreiheit verfas-
sungsrechtlich garantiert sei, seien auf
gesellschaftlicher Ebene jedoch „He-
rausforderungen zu beobachten“, De-
batten und gerichtliche Entscheidungen,
heißt es in dem Bericht. Genannt werden
das Kopftuchtragen, das Glockenläuten,
das Schächten von Tieren oder die Be-
schneidung von Jungen. Mit Sorge wird
auf antisemitische und islamfeindliche
Anschläge hingewiesen.

In einem Länderteil wird die Lage in 30
Staaten betrachtet, in denen die Situati-
on von besonderem Interesse war. Grübel
nannte die Lage der muslimischen Uigu-
ren in China „besonders dramatisch“.
Zur Türkei zeichnet der Bericht ein Bild
von Licht und Schatten, wobei sich das
Verhältnis des Staates zu Minderheiten
teils verbessert habe, teils eine Diskrimi-
nierung fortbestehe. In Pakistan seien
Dutzende Menschen wegen Blasphemie
im Gefängnis inhaftiert, 17 Menschen sä-
ßen im Todestrakt. In zwölf Staaten sei es
rechtlich möglich, den Wechsel der Reli-
gion mit der Todesstrafe zu ahnden. 

In 56 Staaten erleben Menschen Feindseligkeiten wegen ihres Glaubens

Religion als Druckmittel

Von unserem Mitarbeiter
Carsten Hoffmann

Baku/Eriwan (dpa). Im blutigen Kon-
flikt um die Südkaukasusregion Berg-
Karabach sollen bei armenischen An-
griffen auf die aserbaidschanische Stadt
Barda mindestens 20 Menschen getötet
worden sein. Zuvor war von 14 Toten die
Rede. Mehr als 40 Menschen wurden ver-
letzt, wie die Generalstaatsanwaltschaft
in der aserbaidschanischen Hauptstadt
Baku am Mittwoch mitteilte.

Der aserbaidschanische Präsidenten-
berater Hikmet Hajiyev warf Armenien
den Einsatz von international geächteter
Streumunition vor. Er sprach von einem
Kriegsverbrechen. Die Sprecherin des
armenischen Verteidigungsministeri-
ums, Schuschan Stepanjan, wies das als
„Lüge“ zurück. 

Viele Tote bei Konflikt
um Berg-Karabach

Brüssel (dpa). Um mehr Geld für Kli-
maschutz, Gesundheit und Soziales zu
mobilisieren, ist der französische Euro-
paabgeordnete Pierre Larrouturou in
den Hungerstreik getreten. Damit wolle
er Druck auf die deutsche Bundeskanz-
lerin Angela Merkel und den französi-
schen Präsidenten Emmanuel Macron
ausüben, schrieb der 56-Jährige am Mitt-
woch auf Twitter und Facebook. 

EU-Abgeordneter
tritt in Hungerstreik

Berlin (dpa). Die SPD dringt auf eine
Verlängerung des Rüstungsexportstopps
für Saudi-Arabien bis Herbst 2021. „Wir
haben im Koalitionsvertrag verbindlich
und klar vereinbart, dass Deutschland
keine Rüstungsexporte mehr an Länder
genehmigt, die unmittelbar am Jemen-
Krieg beteiligt sind“, sagte die stellver-
tretende Chefin der Bundestagsfraktion,
Gabriela Heinrich, am Mittwoch.

SPD: Exportstopp 
soll verlängert werden

Berlin (dpa). Gegner des Weiterbaus der
Autobahn 49 in Hessen haben am Mitt-
wochmorgen an und in der Parteizentra-
le der Grünen in Berlin protestiert. Eini-
gen Aktivisten gelang es, mit einer Leiter
auf einen Balkon des Hauses zu steigen.
Dort entfalteten sie ein Transparent
„Autopartei? Nein Danke“ – angelehnt
an das Motto der Anti-Atomkraft-Bewe-
gung „Atomkraft? Nein danke“. Partei-
chef Robert Habeck suchte das Ge-
spräch. Die Grünen sind in Hessen an
einer Regierungskoalition mit der CDU
beteiligt.

Der Protest wurde unter anderem von
den Klimaschutz-Bündnissen Fridays
for Future und Ende Gelände organi-
siert. Insbesondere Fridays for Future
steht den Grünen in Teilen eigentlich nah
– Vertreter der Bewegung kritisieren

aber auch immer wieder die Grünen-
Pläne im Klimaschutz als unzureichend.

Die A49 soll nach dem Lückenschluss
Kassel und Gießen direkter miteinander
verbinden. Für den Weiterbau der Trasse
laufen derzeit Rodungen. Im Dannenrö-
der Forst nahe Homberg/Ohm (Vogels-
bergkreis) stehen ebenfalls Fällarbeiten
an. Dagegen setzen sich Umweltschützer
zur Wehr. „Wer 2020 eine neue Autobahn
bauen will, ignoriert die Grausamkeit
der Klimakrise“, hieß es in einer Mittei-
lung am Mittwoch.

Habeck sagte im Anschluss, er verstehe
die Wut über den Bau der A49, es handele
sich aber um ein Bundesprojekt, für das
die Bundesregierung zuständig sei. „Die
hessische Landesregierung ist zur Um-
setzung verpflichtet“, erklärte der Grü-
nen-Chef.

Protest bei den Grünen
A49-Gegner demonstrieren vor der Parteizentrale

Suchte das Gespräch: Robert Habeck, Parteichef der Grünen, ging in den Dialog mit den
Demonstranten vor der Bundesgeschäftsstelle seiner Partei. Foto: Annette Riedl/dpa
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Der große BaWü-Check (1): Schulen in der Krise

Der Unterricht zuhause, das soge-
nannte Homeschooling, ist in
Diskussionen häufig mit Wörten

wie „Katastrophe“ und „Überforde-
rung“ verknüpft. Die Erfahrungen der
Eltern, die oft Ersatzlehrer spielen muss-
ten, sind jedoch keineswegs eindeutig ne-
gativ.

Homeschooling glückte auch
Es gibt vielmehr zwei fast gleich große

Lager: 42 Prozent der Eltern von Schul-
kindern finden, dass der Unterricht zu-
hause alles in allem gut funktioniert hat.
Der Anteil derjenigen Mütter und Väter,
die sagen, dass Homeschooling bei ihnen
nicht gut geklappt hat, ist mit 44 Prozent
nur geringfügig größer. 14 Prozent der
Befragten sind unentschieden.

Sorge: Wohin mit dem Kind?
Eine große Sorge vereint die Mehrheit

der Väter und Mütter: Sie haben Angst
davor, dass die Kinderbetreuung wegen
der Corona-Pandemie kurzfristig wieder
wegbricht und ihre Kinder nicht in die
Kita oder zur Schule gehen können. Wo-
hin mit dem Kind? Diese Frage stellt
dann viele Familien vor Probleme. 66
Prozent der Eltern machen sich deshalb
große bis sehr große Sorgen. Nur elf Pro-
zent sind völlig oder fast unbesorgt. 

91 Prozent finden Kitas wichtig
Auf breiten moralischen Rückhalt kön-

nen die beunruhigten Eltern hoffen. Oft
wird Baden-Württemberg immer noch
als Hort des Hausfrauen-Modells abge-
stempelt – doch eine verlässliche Kinder-
betreuung in Schulen und Kindertages-
stätten hat heutzutage für eine
überwältigende Mehrheit der Bevölke-
rung eine hohe Bedeutung: 91 Prozent der
Bürger halten sie auch in Krisenzeiten
für sehr wichtig oder wichtig. Damit tickt
der Querschnitt aus Jungen und Alten,
Eltern und Kinderlosen fast identisch
wie die Väter und Mütter (92 Prozent).
Die Erkenntnis, dass Berufstätigkeit und
Kindererziehung unter einen Hut passen

müssen, ist offensichtlich allgemein aner-
kannt.

Mütter gelassener als Väter 
Deutlich weniger Sorgen bereitet den

Eltern die Frage, ob die Corona-Vor-
sichtsmaßnahmen an den Schulen aus-
reichen. Dass die Maskenpflicht dort ein-
gehalten und ausreichend kontrolliert

wird, glauben zwar nur 25 Prozent. Aku-
ten Handlungsbedarf an der Schule der
eigenen Kinder sieht dennoch eine Min-
derheit: Nur 39 Prozent sagen, man müs-
se mehr zum Schutz vor dem Virus tun, 47
Prozent halten die Maßnahmen für aus-
reichend, der Rest ist unentschieden. Die
Mütter, die eher als besorgt gelten, aber
sich auch mehr um Schulthemen küm-

mern, sind in diesem Punkt sogar auffäl-
lig gelassener: 54 Prozent der Mamas
halten die Vorsorge für ausreichend –
aber nur 41 Prozent der Papas.

Urteil über die Lehrer
Vielfältig fallen die Urteile der Eltern

aus, wenn sie nach dem Engagement der
Pädagogen in der Corona-Krise gefragt
werden. Zufriedenheit und Frust hängen
stark von einzelnen Lehrerpersönlich-
keiten ab. 26 Prozent fanden die Unter-
stützung beim Homeschooling ausrei-
chend, 29 Prozent nicht ausreichend,
sechs Prozent waren unentschieden –
aber die größte Gruppe (39 Prozent) fand
die Hilfe der Lehrer weder eindeutig gut,
noch eindeutig schlecht, sondern „ganz
unterschiedlich“.

Zweifel an Digital-Fitness 
Wenig Zutrauen haben die Familien in

die Computerkenntnisse der Lehrer und
deren Ausbildung für den Digital-Unter-
richt. 68 Prozent der Eltern und 69 Pro-
zent der Bevölkerung glauben, dass die
Lehrer nicht ausreichend geschult sind. 

Schlechte Technikausstattung 
Auch die technische Ausstattung der

Schulen beurteilen 58 Prozent der Eltern
als eher schlecht oder sehr schlecht. Und
der große Innovationsschub durch die
Corona-Krise? 65 Prozent sagen: er ist er
ausgeblieben.

Familien besser ausgerüstet 
Die eigene digitale Ausstattung zuhau-

se fanden hingegen 69 Prozent der Müt-
ter und Väter ausreichend für den Fern-
unterricht. Aber immerhin knapp ein
Viertel, genau 24 Prozent, sahen sich
nicht ausreichend technisch vorbereitet,
sieben Prozent legten sich nicht fest. 

Problem Stundenausfall 
Wie kommen die Schulen durch die

Pandemie-Krise? Da fällt sowohl Eltern
als auch der Gesamtbevölkerung vor al-
lem der Unterrichtsausfall und der Leh-
rermangel negativ auf. Knapp die Hälfte
der Eltern (48 Prozent) meinen, dass nach
wie vor viele Stunden ausfallen. Weiteres
Problem ist der Lehrermangel – 45 Pro-
zent der Väter und Mütter sagen, dass er
sich gravierend verschärft habe.

Schlechte Noten für Schulpolitik 
Mit dem Krisenmanagement der Lan-

desregierung insgesamt ist die Mehrheit
der Bürger durchaus zufrieden: 51 Pro-
zent bewerten die Arbeit als gut, neun
Prozent als sehr gut – macht unterm
Strich 60 Prozent. Deutlich schlechter
fällt das Ergebnis aus, wenn die Men-
schen nur nach der Schulpolitik in der
Corona-Krise gefragt werden: Hier gibt
eine Minderheit von 34 Prozent die Note
„gut“ oder besser, 57 Prozent sind unzu-
frieden. Elvira Weisenburger

Unterricht im Elternhaus: Während der Schulschließungen waren die Kinder auf die Unterstützung der Lehrer per Computer angewiesen – und auf mütterliche und väterliche Ersatzlehrer. Wie gut hat es geklappt? Die Antwort darauf
fällt keineswegs so eindeutig aus, wie manche Problemdiskussion vermuten ließe. Die BNN und die anderen baden-württembergischen Tageszeitungen haben die Stimmung im Land ergründet. Foto: Paul Bradbury/imago images

Umfrage zeigt: Bürger wollen verlässliche Kitas / Ähnlich viele frustrierte und zufriedene Eltern nach Homeschooling

Die große Angst vor dem Betreuungsnotstand

Verlässliche Betreuung dringend erwünscht: 91 Prozent der Bürger halten geöffnete
Kitas und Schulen auch in der Krise für wichtig bis sehr wichtig. Foto: Adobe Stock

Der Baden-Württemberg-Check
Wie zufrieden oder unzufrieden sind die
Menschen im Südwesten mit der Arbeit
der Landesregierung? Welche Sorgen
und Ängste bewegen sie? Um das
herauszufinden, haben sich die Tages-
zeitungen in Baden-Württemberg mit

dem namhaften
Institut für
Demoskopie
Allensbach (IfD)
zusammenge-
schlossen. Die
Meinungsforscher
befragen bis zur
Landtagswahl 2021
einmal im Monat
mehr als 1.000 er-
wachsene Menschen
im Land, um reprä-

sentative Ergebnisse zu erhalten. Im
ersten Teil des Baden-Württemberg-
Checks stehen Schulpolitik und
Kinderbetreuung in Corona-Zeiten im
Mittelpunkt –mit einigen überraschen-
den Erkenntnissen:

Holger Zweigart,
Elternbeiratsvor-
sitzender Reuch-
lin-Gymnasium
Pforzheim, GEB-
Vorstandsmitglied:

„In den vergangenen
sechs Monaten seit
der Schulschließung

im März ist zu wenig passiert. Man hat es
verschlafen, den Schulen klare Vorgaben
zu machen, welche Software sie wirklich
nutzen können, was datenschutzrechtlich
erlaubt ist. Unsere Schule in Pforzheim
ist außerdem die letzte ohne schnelles
Internet, dabei lag das Glasfaserkabel nur
wenige Hundert Meter von der Schule
entfernt. In diesen Wochen soll der An-
schluss nun endlich fertig werden. 
Unsere Stadt hat große Finanzprobleme.
Aber auf allen Ebenen dauert die Ent-
scheidungsfindung für die Schulen im-
mer zu lange. Dringend überarbeitet
werden müssten auch die Stunden-
zuweisungen für Lehrer, die sich um die
IT an den Schulen kümmern. Die bräuch-
ten deutlich mehr Zeit dafür. Was das
Homeschooling angeht, hatte ich per-
sönlich den Eindruck, es gab eine Dritte-
lung bei den Familien: Ein Drittel me-
ckert, ein Drittel sagt, es sei gut gelaufen,
ein Drittel hat keine Meinung. 
Ähnlich ist es beim Engagement der
Lehrer: Etwa ein Drittel hat sich toll enga-
giert, ein Drittel machte Dienst nach
Vorschrift, ein Drittel hat sich sozusagen
eine gute Zeit gemacht.“ Fotos: Privat

Jutta Luem-
Eigenmann, Vor-
sitzende des Ge-
samtelternbeirats
(GEB) Achern:

„Die Ergebnisse zum
Homeschooling
decken sich mit
meinen Erfahrungen.

Es ist nicht so unterirdisch schlecht ver-
laufen, wie es manchmal dargestellt wur-
de. An einigen Schulen hat es tatsächlich
ganz gut funktioniert, es gab aber auch
Schulen, da hatte man das Gefühl, die
sind in der Versenkung verschwunden.
Auch über die Lehrer kann man nicht
pauschal urteilen. Lehrer sind keine Soft-
ware-Administratoren. Und gut gemach-
ter Online-Unterricht ist sehr viel auf-
wändiger als herkömmlicher. 
Manche Lehrer können das einfach gut,
andere sind nicht so fit, weil sie bisher
noch keine Fortbildungen hatten. Man hat
sie im Regen stehen lassen. Bei der Digi-
talausstattung hat es einen deutlichen
Schub durch die Corona-Krise gegeben.
Bei uns in Achern wurden schon mehrere
Hundert Tablet-Computer verteilt. Auf die
Schulträger kommen da erhebliche Kos-
ten zu. Es geht ja nicht nur um eine gute
Erstversorgung, sondern in vier, fünf
Jahren müssen die Geräte ausgetauscht
werden. Unterschätzt haben viele die
fehlende Ausstattung bei den Familien
zuhause: In vielen Haushalten gibt es
keine Drucker und keine Fest-PCs mehr.“ 

BaWü-

Check

BNN.de

Mehr zum Thema BaWü-Check
„Schulen“ auf unserer Website unter:
bnn.de
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Stuttgart. Deutlich mehr Menschen als
im Vorjahr haben sich in diesem Herbst
im Südwesten bereits gegen Grippe imp-
fen lassen. „Der Andrang zur Grippeimp-
fung war bislang wirklich groß“, teilte ei-
ne Sprecherin der Kassenärztlichen
Vereinigung Baden-Württembergs
(KVBW) mit. In zahlreichen Arztpraxen
sei es zu Engpässen gekommen. Dies be-
stätigte ein Sprecher des Hausärztever-
bands. Die Engpässe seien regional sehr

unterschiedlich und nicht auf Ballungs-
räume beschränkt, sagte Sprecher Man-
fred King. Die Landesapothekerkammer
Baden-Württemberg schätzte die Nach-
frage nach der Grippe-Impfung bereits
Anfang Oktober als sehr hoch ein.

Weitere Dosen der Grippeimpfung wur-
den bereits nachgeordert und sollen laut
KVBW spätestens Mitte November ver-
fügbar sein. Die Gründe für die derzeiti-
gen Engpässe sind aus Sicht der Vereini-
gung der Kassenärzte vielschichtig. Zum
einen bestünden Schwierigkeiten bei
den biologischen Herstellungsprozessen
der Impfstoffe. Zum anderen sei die gro-

ße Nachfrage im Frühjahr, als die Impf-
stoffmenge bestellt werden musste, noch
nicht absehbar gewesen. Da ein Grip-
peimpfstoff an die jährliche Grippesai-
son angepasst wird, sind nicht verimpfte
Ampullen nach dem Ende der Saison
wertlos. Die Bestellungen richten sich
deshalb etwa nach Erfahrungen der Vor-

jahre, lassen sich jedoch nie passgenau
abschätzen.

„Durch die Corona-Pandemie sind die
Menschen nun mehr sensibilisiert für das
Thema“, sagte Manfred King vom Haus-
ärzteverband. Zu spät sei es für eine Imp-
fung noch nicht. Die Impfsaison habe
vielmehr erst begonnen. Der frühe Käl-

teeinbruch im Oktober habe sicher dazu
beigetragen, dass manche Menschen
schon so früh zum Impfen zum Arzt ge-
gangen seien, meinte King.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) hat mehrfach dazu aufgerufen,
sich in diesen Herbst gegen Grippe imp-
fen zu lassen. Um eine gleichzeitige Be-
lastung des Gesundheitssystems durch
Grippekranke und Corona-Infizierte ab-
zuschwächen, rief der Minister insbeson-
dere Risikogruppen zur Impfung auf. Da-
zu zählen nach Angaben der Ständigen
Impfkommission am Robert Koch-Insti-
tut Menschen ab 60 Jahren oder mit chro-
nischen Krankheiten, aber auch medizi-
nisches Personal und Menschen, die
beruflich viel mit Publikumsverkehr zu
tun haben. Zudem wird die Grippeimp-
fung für Schwangere und Menschen in
Alten- und Pflegeheimen empfohlen.

In Baden-Württemberg werden die
Kosten für die Grippeimpfung unabhän-
gig von den Empfehlungen der Impfkom-
mission für alle Versicherten übernom-
men. Dies geht auf eine Empfehlung des
baden-württembergischen Sozialminis-
teriums zurück. Die Menge an verfügba-
ren Impfdosen bleibt dennoch begrenzt.

Im vergangenen Jahr haben sich laut
KVBW bundesweit 14 Millionen Men-
schen gegen Grippe impfen lassen. Für
die diesjährige Grippesaison sind für
ganz Deutschland insgesamt 26,675 Mil-
lionen Impfdosen beschafft worden, wie
ein Sprecher des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums in dieser Woche der „Neuen
Osnabrücker Zeitung“ sagte. Davon
stünden noch 7,4 Millionen Dosen bereit,
um zeitnah ausgeliefert zu werden.

Spritze als Schutz: In vielen Arztpraxen in Baden-Württemberg gibt es kaum noch Dosen
der Grippeimpfung. Das soll sich zeitnah ändern. Foto: Felix Kästle/dpa 

Von unserem Mitarbeiter
Sebastian Schlenker

Andrang ist deutlich größer als im Vorjahr / Bestellungen richten sich nach Werten von 2019

Engpässe beim Grippeimpfstoff

„
Durch die Pandemie

sind die Menschen mehr
sensibilisiert.

Manfred King
Deutscher Hausärzteverband

Baden-Baden. Steht der Pfadfinder-
Prozess in Baden-Baden vor einer uner-
warteten Wende? Einiges deutet darauf
hin, dass dem wohl spektakulärsten Fall
des Jahres vor dem Landgericht so lang-
sam die Luft ausgeht. Unter den regelmä-
ßigen Prozessbeobachtern wird die Frage
immer lauter, ob es am Ende überhaupt
zur Verurteilung des 64-jährigen Dieter
K. wegen Vergewaltigung kommen wird.

Medien aus ganz Deutschland hatten
Ende September über den Prozessauf-
takt berichtet. Die Anklageschrift war
außergewöhnlich genug, um das Interes-
se der Boulevardpresse und privater
Fernsehsender zu wecken. Dem einschlä-
gig und stadtbekannten Angeklagten
wird darin zur Last gelegt, vor über 30
Jahren im Keller des Pfadfinderheims ei-
ne Gruppe von Jungs dazu gezwungen zu
haben, ein kleines Mädchen zu vergewal-
tigen. Mit einem Pfadfinderschwur soll
Dieter K. alle Beteiligten dazu gebracht
haben, nichts zu verraten. 30 Jahre hatte
die Mauer des Schweigens gehalten, ehe

das Opfer selbst den Mut fand, zur Poli-
zei zu gehen.

Der Fall schien klar und die Kammer
hatte den Prozess ursprünglich nur auf
drei Tage anberaumt. Offensichtlich war
sie nach dem Studium der umfangreichen
Ermittlungsakten zu dem Schluss ge-
kommen, dass diese Zeit für eine Haupt-
verhandlung reichen würde. Beweisauf-
nahme, Plädoyers und Urteil inklusive.

Verhandlung dauert länger
als ursprünglich geplant

Inzwischen aber ist bereits der fünfte
Verhandlungstag vorbei und neue Termi-
ne sind bis in den Dezember festgelegt.
Hinter den Kulissen scheint sich eine
Wende vollzogen zu haben, die die Aus-
sicht auf ein schnelles Ende schwinden
lässt. Ein Urteil noch vor Weihnachten
erscheint fraglich.

Am Verhandlungstag am Mittwoch ließ
das Gericht vorerst einen von mehreren
Beweisanträgen der Verteidigung zu. Der
Antrag fordert ein Gutachten über Glaub-
würdigkeit der Aussagen der Nebenkläge-
rin. Die heute 44-Jährige Baden-Badnerin,

die Dieter K. beschuldigt, die jungen Män-
ner zu ihrer Vergewaltigung im Kindes-
alter angestiftet zu haben, hatte bereits am
zweiten Prozesstag ausführlich ausgesagt.
Allerdings unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit. Laut Beweisantrag von Rechtsan-
walt Andreas Kniep aus Sinzheim müssen
sich dabei Diskrepanzen mit ihrer ur-
sprünglichen Aussage bei der Polizei im
Sommer 2018 ergeben haben. Diese waren
offenbar groß genug, um die Kammer unter
Vorsitz von Richter Wolfgang Fischer da-
von zu überzeugen, die Glaubwürdigkeit
der Klägerin durch ein medizinisches Gut-
achten überprüfen zu lassen.

Der Gerichtspsychiater Peter Winkler
aus Tübingen hatte der Zeugin am vierten
Prozesstag ein tadelloses Erinnerungsver-
mögen bescheinigt. Allerdings ging es da-
bei nur um die Frage, ob ihre Erinnerungs-
fähigkeit, bedingt durch ein längeres Koma
nach einer Drogenüberdosis, beschädigt
sein könnte. „Nein“, so das Fazit Winklers.
In seinem jetzigen Gutachten soll er nun
prüfen, ob die Erinnerungen, die die Zeu-
gin zu haben glaubt, auch aus tatsächlich
Erlebtem stammen können. Sein Bericht
wird für Anfang Dezember erwartet.

Von unserem Redaktionsmitglied
Sibylle Kranich

Zweifel an den Erinnerungen
Gutachter soll Glaubwürdigkeit der Klägerin im Pfadfinderprozess überprüfen

Künzelsau (dpa/lsw). Eine Weltraum-
Ausstellung mit persönlichen Gegen-
ständen des deutschen Astronauten Ale-
xander Gerst ist in das Stadtmuseum von
Künzelsau (Hohenlohekreis) umgezo-
gen. Bisher wurde die Ausstellung im
Rathaus gezeigt, wie die Heimatstadt des
44 Jahre alten Raumfahrers mitteilte. 

Ausstellung über
Gerst zieht um

Freiburg (dpa). Das Erzbistum Freiburg
muss im Zuge seiner Finanzaffäre wegen
nicht korrekt abgeführter Sozialversi-
cherungsbeiträge 10,8 Millionen Euro an
die Deutsche Rentenversicherung nach-
zahlen. Die Summe setzt sich nach Anga-
ben der katholischen Erzdiözese vom
Dienstag aus regulären Nachzahlungen
in Höhe von rund 6 Millionen Euro sowie
weiteren 4,8 Millionen Euro an Säumnis-
zuschlägen zusammen.

Damit endet die vor rund drei Jahren
öffentlich gewordene Affäre halbwegs
glimpflich für das Erzbistum, das aus
Angst vor einer deutlich deftigeren
Nachzahlung zwischenzeitlich einen
dreistelligen Millionenbetrag zurückge-
stellt hatte. Bereits im Oktober 2017 hat-
te das Erzbistum eingeräumt, Beiträge
von Beschäftigten zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung über viele Jahre hinweg
nicht korrekt abgeführt zu haben – die
Prüfungen dazu dauerten bis jetzt. „Die
vergleichsweise hohe Rückstellung, die
die Erzdiözese zur Abdeckung potenziell
drohender Risiken im Jahr 2017 in ihre
Bilanz aufgenommen hatte, kann nun
zum größten Teil wieder aufgelöst wer-
den“, hieß es nun.

Die Prüfungen der Rentenversicherung
drehten sich nach Bistumsangaben vor
allem um die Frage, ob in der Erzdiözese
alle vorgeschriebenen Sozialversiche-
rungsabgaben und die damit einherge-
hende Lohnsteuer korrekt ermittelt und
abgeführt worden seien. Die Staatsan-
waltschaft hatte zwischenzeitlich auch
ermittelt und dann im Oktober 2018 mit-
geteilt, kein strafrechtlich relevantes
Verhalten entdeckt zu haben. 

Erzbistum
muss zahlen

Sinsheim (dpa/lsw). Wegen mutmaßlich
falscher Masken-Atteste haben Polizis-
ten die Praxis eines Sinsheimer Arztes
durchsucht. Er wird verdächtigt, falsche
Gesundheitszeugnisse ausgestellt zu ha-
ben, wie Polizei und Staatsanwaltschaft
am Mittwoch mitteilten. Es werde in
mindestens drei Fällen ermittelt. Die At-
teste hatten den Angaben nach von der
Pflicht befreit, einen Mund-Nasen-
Schutz zu tragen. Wie die Ermittlungen
ergaben, wohnen die angeblichen Pa-
tienten aber mehrere Hundert Kilometer
von der Praxis entfernt. Daher bestehe
der Verdacht, dass sie nie von dem Medi-
ziner untersucht worden sind. 

Arzt soll Atteste
gefälscht haben

Straßburg/Kehl (bnü/fl). Mehrere Erd-
stöße wurden in der Nacht zum Mittwoch
im Raum Straßburg registriert. Der
stärkste mit einer Magnitude von 2,7 er-
eignete sich um 5.39 Uhr, das erste Beben
wurde gegen 23.30 Uhr mit einem Stärke
von 2,1 registriert. In Frankreich wird
jetzt darüber spekuliert, ob die Wieder-
aufnahme von Einspeisetests einer ge-
planten Geothermieanlage in Reichstett,
drei Kilometer nördlich von Straßburg,
damit zusammenhängen. 

Die Erkundungen und Vorbereitungen
für die auf dem Gelände einer ehemaligen
Raffinerie geplante Anlage wurden bereits
mehrfach für Erdbeben in der Region ver-
antwortlich gemacht. Im November ver-
gangenen Jahres wurden die so genannten
Einspeisetests zunächst untersagt, am 24.
September hat die Präfektur dann Grünes
Licht für die Wiederaufnahme gegeben.
Eine Untersuchung hatte zuvor festge-
stellt, dass ein Zusammenhang zwischen
den Vorgängen in Reichstett und den Erd-
stößen nicht nachzuweisen war. Am Mitt-
wochnachmittag räumte Fonroche als Be-
treiber der geplanten Geothermieanlage
indes ein, dass die neuerlichen Einspeise-
tests die jüngsten Erdstöße auslöste.

Erdstöße rund

um Straßburg

Tolle Angebote bei bnn.de/kaufdown
Am Montag, dem 9. November, startet „Kaufdown“, die außergewöhnliche Online- Auktion der BNN. Anderswo steigen die Preise,  

hier werden sie gesenkt. Auf bnn.de/kaufdown können Sie hochwertige Produkte und Dienstleistungen  ersteigern – und das mit einem 

Preisvorteil von bis zu 50 Prozent.

Diese und viele weitere interessante Angebote können Sie ersteigern. Gleich anmelden, Produkte vormerken und kein Angebot verpassen.

„I love Karlsruhe“ 

Paolo Randazzo 
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